
B E K A N N T M A C H U N G 

 
der Stadt Meinerzhagen 

 
 
 
Satzung über die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 80 „Trotzenburg“ der Stadt 

Meinerzhagen mit Bekanntmachungsanordnung vom 24.02.2026 

 
 

I. 

 
Der Rat der Stadt Meinerzhagen hat in seiner Sitzung am 02.02.2026 den Bebauungsplan Nr. 
80 „Trotzenburg“ als Satzung beschlossen. 
 
Siese Satzung beruht auf  

 

-  § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
 Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. 1994 S. 666), die 
 zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2025 (GV. NRW. S. 618) 
 geändert worden ist, 
- den Bestimmungen des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
 Bekanntmachung vom 3. November  2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch 
 Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Oktober 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 257) geändert 
 worden ist, 
- der Neufassung der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
 (Baunutzungsverordnung BauNVO), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
 21. November 2017 (BGBI. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
 vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist, 
- der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 - 
 BauONRW 2018) in der Fassung vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421), die zuletzt 
 durch Gesetz vom 31. Oktober 2023 (GV. NRW. S. 1172) geändert worden ist, 
- die Verordnung über die Ausarbeitung von Bauleitplänen und die Darstellung des 
 Planinhaltes Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV), vom 18. Dezember 1990 
 (BGBI.1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 
 (BGBl. I S.189) geändert worden ist. 

 
 
Lage und Abgrenzung des Plangebietes (Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans): 
 
Das Plangebiet liegt unmittelbar am Einmündungsbereich „Derschlager Straße/ Marienheider 
Straße“ (Kreisverkehrsplatz L323/ L306). Der Geltungsbereich ist aus dem nachstehenden 
Kartenausschnitt ersichtlich. 



 

 

 
 
 



Planungsziel und wesentlicher Inhalt des Bebauungsplans: 

 
Planungsziel ist die planungsrechtliche Sicherung der bestehenden Nutzung des 
vorhandenen Wohn- und Geschäftsgebäudes „Trotzenburg 1“ sowie die Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Bau von wenigen Einfamilienwohnhäusern auf 
der daran angrenzenden Freifläche. Hintergrund ist, dass der bisher in dem Bereich gültige 
Bebauungsplan Nr. 47 „Marienheider Straße“ 1989 das Grundstück mit dem Gebäude 
„Trotzenburg 1“ vollständig als Verkehsfläche darstellte. Da die L 306 zwischenzeitlich 
vollständig realisiert wurde, ohne das betreffende Grundstück in Anspruch zu nehmen, 
besteht keine Notwendigkeit mehr für die damalige Festsetzung.  

 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt im Regelverfahren mit Planurkunde, 
Begründung, Umweltbericht inklusive Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung, 
artenschutzrechtlichem Fachbeitrag und einem schalltechnischen Gutachten. 
 
 

II. 

Bekanntmachungsanordnung 

 

Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Satzung über den Bebauungsplanes Nr. 80 
„Trotzenburg“ der Stadt Meinerzhagen in Kraft. 
 
Die Satzung über den Bebauungsplan und die zugehörige Begründung vom 16.07.2025 (Teil 
A: Allgemeiner Teil und Teil B: Umweltbericht mit anliegendem Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag), dem Schallschutzgutachten sowie der zusammenfassenden Erklärung über die 
Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt wurden und aus welchen 
Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen 
Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, liegen vom Tage der Bekanntmachung an bei der 
Stadt Meinerzhagen, Fachbereich 3, Fachdienst Stadtplanung (3/61), Rathausgebäude 4, 
Bahnhofstraße 9, Zimmer 104/105 während der Dienststunden zu jedermanns 
Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
Zudem stehen die vorgenannten Unterlagen auch online auf dem Stadtplanungsportal der 
Stadt Meinerzhagen unter dem Link  

https://www.o-sp.de/meinerzhagen/plan?L1=4&pid=74981 
digital zur Einsichtnahme und zum Download als PDF-Dateien zur Verfügung.  

Sie sind außerdem über das Internetportal des Landes Nordrhein-Westfalen 
(www.bauleitplanung.nrw.de) zugänglich. 

 
 

 



Hinweise: 

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3, Sätze 1 und 2 BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche wegen Planungsschäden 
infolge dieser Satzung wird hingewiesen. 
 
Die Leistung einer Entschädigung ist schriftlich bei der Stadt Meinerzhagen, 
Fachbereich 3, Fachdienst Stadtplanung (3/61), Rathausgebäude 4, 
Bahnhofstraße 9, zu beantragen. Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt der 
Entschädigungsanspruch, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die planungsbedingten Vermögensnachteile eingetreten 
sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 

2. Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden 
 

- eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

- eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

- nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 
 
unbeachtlich, wenn sich nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
dieser Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Meinerzhagen, Fachbereich 3, 
Sachgebiet Stadtplanung (3/61), Rathausgebäude 4, Bahnhofstraße 9, unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a 
beachtlich sind. 

3. Ebenso kann die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen gegen diese Satzung nach 
Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn 

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Meinerzhagen 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Meinerzhagen, den 24.02.2026  
 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
 
Nesselrath 


